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Landkreistag Sachsen-Anhalt 

                       Magdeburg, den 27. Juli 2007
Az.: 014-7

48. Landräte-Seminar am 19./20. Juli 2007 in Bülstringen, Landkreis Börde;
Ergebnisvermerk

Teilnehmer:
lt. beiliegender Anwesenheitsliste
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TOP 0


Begrüßung, organisatorische Hinweise, Terminabstimmung 2007 

Präsident Dr. Ermrich begrüßt die Teilnehmer des Landräte-Seminars und informiert über dessen Historie sowie den organisatorischen Ablauf. 
Die zweitätigen Seminare beginnen regelmäßig donnerstags um 17.00 Uhr und enden freitags um 12.00 Uhr. Die Termine werden mit der Jahresterminplanung des Landkreistages Sachsen-Anhalt mitgeteilt und stehen somit frühzeitig fest. Er appelliert an seine Kollegen, an der Veranstaltung möglichst vollständig und über die gesamte Seminardauer teilzunehmen. Zur Wahrung der Vertraulichkeit der Beratungen und auch der Verlässlichkeit im gegenseitigen Umgang sei die persönliche Teilnahme der Landräte vorgesehen. Von der Entsendung eines Vertreters bittet er deshalb  im Regelfall abzusehen. 
Vor den Seminaren erfolgt eine Einladung mit kurzen Vorberichten. Die in der Tagung eingesetzten Folien zur Präsentation der Tagesordnungspunkte werden an die Teilnehmer in Kopie verteilt, die Ergebnisse des Seminars in einem Ergebnisvermerk festgehalten und per Landräte-Schreiben übersandt. 
In einer anschließenden Vorstellungsrunde stellen sich die Landräte der neuen Landkreise sowie die anwesenden Mitarbeiter der Geschäftsstelle kurz vor. 

GF Theel dankt im Anschluss Herrn Landrat Webel für die Einladung nach Bülstringen, Landkreis Börde. In Ergänzung zu den vorangegangenen Ausführungen benennt GF Theel die noch im Jahr 2007 anstehenden zentralen Termine. In diesem Zusammenhang bittet er um die Teilnahme möglichst aller Landräte am Landräte-Seminar am 27./28. September 2007 in Leipzig, das abweichend von der üblichen Terminierung bereits um 12.00 Uhr beginnt. 
TOP 1


20. Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 06./07. September 2007 in Peißen, Landkreis Saalekreis

GF Theel stellt den Ablauf und die Tagesordnung der 20. Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 06./07. September 2007 in Peißen, Landkreis Saalekreis, vor. Als inhaltliche Schwerpunkte der Landkreisversammlung benennt er die Themen
· Kosten der Kreisgebietsreform

· Fortsetzung der Funktionalreform und 

· Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes.

Die Landräte nehmen zustimmend Kenntnis.

Im Weiteren stellt GF Theel zwei Vorschlagslisten (Anlagen 1 und 2) für die in der nichtöffentlichen Sitzung am 06. September 2007 anstehenden Wahlen des Präsidenten, des Vizepräsidenten, des Präsidiums und der Ausschussvorsitzenden vor. Die Landräte stimmen diesen Vorschlägen einvernehmlich zu. 
Mit Blick auf die Beschlussfassung über den Haushalt 2008 des Landkreistages weist Präsident Dr. Ermrich ergänzend darauf hin, dass die Umlage konstant bleiben soll. 
TOP 2



Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit der Landkreise;

Herausgabe eines Jahreskalenders 2008

Beigeordneter Weiß berichtet, dass die Landkreise mit Landräte-Schreiben Nr. 030/2007 vom 11. Juli 2007 die Entwürfe der Kalenderblätter für den Jahreskalender 2008 des Landkreistages mit der Bitte um kritische Durchsicht und Druckfreigabe erhalten hätten. Es bestehe die Gelegenheit, seitens der neuen Landkreise die Bildauswahl zu prüfen und ggf. andere Motive für die Gestaltung des Kalenderblattes bis zum 06. August 2007 vorzuschlagen. Die Landräte stimmen dem Verfahren zu. 

TOP 3
Vertreter des Landkreistages Sachsen-Anhalt in anderen Einrichtungen und Verbänden

GF Theel erläutert Vorschläge zur Benennung der Vertreter des Landkreistages Sachsen-Anhalt in anderen Einrichtungen und Verbänden, insbesondere zur Vertretung in der Sparkassenorganisation. 
Die Landräte stimmen den von der Geschäftsstelle unterbreiteten Vorschlägen einvernehmlich zu. 

Zur Frage der Vertretung in den gesetzlichen Unfallversicherungen (Unfallkasse, FUK) erläutert GF Theel, dass die Wählbarkeit an die Arbeitgeberfunktion gebunden sei. Neben den Ländräten würde eine Arbeitgeberfunktion nur ihren allgemeinen Vertretern zuerkannt. Hinsichtlich der Herren Hunker, Hajek und Dammer käme es deshalb darauf an, welche Tätigkeit sie zukünftig wahrnehmen. Er bittet, dass die jeweiligen Anstellungslandkreise die betroffenen Unfallversicherungsträger über den Funktionswechsel der Genannten informieren, um ggf. ein Abberufungs- und Neubesetzungsverfahren zu ermöglichen. 
Ergänzend berichtet LR Hellmuth aus dem Kommunalen Arbeitgeberverband. Vor dem Hintergrund des Auslaufens des Tarifvertrages fänden derzeit auf Ebene der kommunalen Arbeitgeberverbände der Länder Strategiegespräche statt. Die Kommunalen Arbeitgeber müssten sich angesichts der aktuellen Tarifabschlüsse in anderen Branchen auf erhebliche Forderungen der Gewerkschaften einrichten. 

TOP 4


Leitbild der Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt mit „Stärkung“ der Mittelzentren und Regelung der Stadt-Umland-Verhältnisse

Ref. Dr. Kraujuttis stellt Bezug nehmend auf das Landräte-Schreiben Nr. 028/2007  den vom Innenministerium vorgelegten Entwurf eines Leitbilds der Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt vor, der nunmehr auch Ausführungen zur „Stärkung“ Mittelzentren bei der Regelung der Stadt-Umland-Verhältnisse enthält. Die Landräte kommen darin überein, dass der Landkreistag mit Blick auf die Relevanz des Papiers für die Kreisebene eine Stellungnahme zu dem Entwurf des Leitbilds abgeben solle, deren Eckpunkte im Folgenden abgestimmt werden. 
TOP 5


Planungsrechtliche Gesetzgebungsverfahren

Beig. Weiß berichtet über aktuelle planungsrechtliche Gesetzgebungsverfahren. 
Die Landräte begrüßen das Vorschaltgesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes, nach dem die gewählten Landräte der neuen Landkreise Mitglieder der Regionalversammlung sind und die bisherigen Vertreter in der Regionalversammlung bis zum 31. Dezember 2007 die notwendigen Entscheidungen treffen dürfen. 
Grundsätzlich stimmen die Landräte auch dem Gesetzentwurf zur Änderung des Landesplanungsgesetzes zu, mit dem an den fünf Planungsregionen mit Anpassungen an den Neuzuschnitt der Landkreise festgehalten werden soll. Die Beibehaltung der fünf Planungsregionen wird begrüßt, da bei drei Planungsgemeinschaften die Oberzentren die Raumordnung dominieren würden.

Zum Gesetzentwurf zur Festlegung von Planungsgrundsätzen sprechen sich die Landräte dafür aus, die Planungsgrundsätze für die Oberzentren und den sie umgebenen Ordnungsraum sowie für den ländlichen Raum klar gegeneinander abgegrenzt als eigenständige und gleichberechtigte Grundsätze im Planungsgrundsätzegesetz aufzuführen. Eine Dominanz der Oberzentren im ländlichen Raum wird abgelehnt. 

TOP 6


Gespräch mit Herrn Minister Dr. Daehre zu den Themen TOP 4 und 5
Präsident Dr. Ermrich begrüßt Herrn Minister Dr. Daehre. Dieser stellt sodann seine Überlegungen zum Stadt-Umland-Gesetz sowie zu planungsrechtlichen Gesetzgebungsverfahren und die weiteren Entwicklungen vor. 
Mit der Verabschiedung des Stadt-Umland-Verbandsgesetzes sei in der zweiten Jahreshälfte 2007 zu rechnen. Minister Dr. Daehre erwartet, dass infolge der Bildung von Zweckverbänden im Bereich der Oberzentren Halle und Magdeburg gesetzliche Regelungen zu Eingemeindungen entbehrlich werden. Festzustellen sei auch, dass der Rest des Landes Sachsen-Anhalt ländlicher Raum sei, der durch eine besondere Förderung der Mittelzentren in seiner Entwicklung gefördert werden solle. Nicht nur die Oberzentren würden im Gesetzentwurf zur Änderung des FAG durch einen erhöhten FAG-Anteil in besonderem Maße finanziell bevorzugt, sondern auch bei den  Mittelzentren werde bei der Einwohnergewichtung eine Erhöhung des Zuschlages für die Wahrnehmung der zentralörtlichen Funktionen von 4 % auf 6 % vorgenommen. 
Hinsichtlich des Landesentwicklungsplanes, der 2010 verabschiedet werden soll, sei die Reduzierung der Zahl der Grundzentren eine wichtige Aufgabe. 

Der Minister bekräftigt zur Anpassung der regionalen Planungsgemeinschaften an die neuen Kreisstrukturen, dass in der Koalition Einigkeit bestände, dass auch künftig fünf Planungsgemeinschaften bestehen sollen. 

Der Minister berichtet, dass die Landesregierung zurzeit prüfe, ob die besonderen Zuweisungen für die zentralen Orte, die zu Einheitsgemeinden gehören, auch in den gesetzlich genannten zentralen Orten eingesetzt werden. Ein Aufgehen dieser Sondermittel im allgemeinen Haushalt der Einheitsgemeinde sei nicht Sinn und Zweck der besonderen Förderung der zentralen Orte. 

TOP 7


Fortsetzung der Funktionalreform 
Präsident Dr. Ermrich begrüßt Herrn MDgt. Fieber, Leiter der Arb.Gr. „Funktionalreform“ in der Staatskanzlei, und bittet ihn, zum Stand der Funktionalreform im Land Sachsen-Anhalt zu berichten. 
Herr Fieber erläutert die für die Funktionalreform bedeutsamen gesetzlichen und politischen Vorgaben und stellt fest, dass die Fachressorts bei der Diskussion über zu kommunalisierende Aufgaben große Zurückhaltung üben. Deshalb sei bei den relevanten Themen im Bereich des Umweltrechts, der Agrarstrukturverwaltung, des Arbeitsschutzes, des Umweltrechtes, der Schulaufsicht und der überörtlichen Sozialhilfe zunächst die Frage erörtert und geprüft worden, ob zwingende organisatorische oder rechtliche Argumente gegen eine Kommunalisierung sprächen. Die Wirtschaftlichkeit und die Kostenerstattung würden nach der Grundsatzentscheidung in einem weiteren Schritt geprüft. 
Im Bereich der Agrarstrukturverwaltung habe das Kabinett am 17. Juli 2007 beschlossen, die Frage der möglichen Effizienzrendite für das Land näher zu ermitteln und den Landesrechnungshof vor der endgültigen Kabinettsverfassung bis zum 15. Dezember 2007 zu beteiligen. 
Nicht hilfreich für den Prozess der Funktionalreform seinen die unterschiedlichen Positionen der kommunalen Spitzenverbände zu einem Zweiten Funktionalreformgesetz, zumal auch große Zurückhaltung bei den Fachpolitikern im Landtag festzustellen sei. Hier müsse noch erhebliche Überzeugsarbeit geleistet werden. 
Das weitere Vorgehen sehe die grundsätzlichen Entscheidungen in den vorgenannten Aufgabengebieten bis zum 31. Dezember 2007 vor. Die sich daran anschließende Kostenfrage solle bis zum Juli 2008 geklärt werden, so dass der Gesetzentwurf für ein Zweites Funktionalreformgesetz im 2. Halbjahr 2008 beraten und verabschiedet werden könne. 

TOP 8



Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes

GF Theel stellt die wesentlichen Inhalte der von der Geschäftsstelle vorbereiteten Stellungnahme vor. Der Gesetzentwurf sei nicht geeignet, die strukturellen Defizite im geltenden FAG einer Lösung zuzuführen. Gleichzeitig seien nicht nur die besonderen Lasten der Landkreise (Kreisgebietsreform, SGB II) unbeachtet geblieben, sondern die Einnahmebasis der Landkreise werde zusätzlich durch verschiedene Maßnahmen spürbar geschwächt. Angesichts dieser Kritik wäre es besser, wenn das Land von einer Novelle des FAG zum Jahr 2008 absieht und das System des FAG einer grundsätzlichen Überarbeitung zum Jahr 2009 unterzogen wird. 

Die Landräte stimmen einhellig diesem Vorbringen der Geschäftsstelle zu. 
TOP 9



Kosten der Unterkunft und Heizung nach dem SGB II;

Änderung des Verteilungsschlüssels nach § 1 der Verordnung über die Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitssuchende

Stellv. GF Struckmeier berichtet zur Entwicklung der Kosten für Unterkunft und Heizung. Obgleich die Ausgaben in den Monaten Juni und Juli 2007 leicht gesunken seien, lägen die landesweiten Ausgaben der ersten sieben Monate des Jahres 2007 im Vergleich zum Vorjahr um rd. 300.000 Euro höher. Es könne deshalb gegenwärtig von einer Stabilisierung, keineswegs aber von einer rückläufigen Kostenentwicklung im Bereich der Kosten der Unterkunft und Heizung ausgegangen werden. 

Eine Lösung im Streit um eine Änderung des Verteilungsschlüssels zum Ausgleich der SGB II-Kostenbelastungen sei nicht in Sicht. Die noch vom „Altlandkreis“ Wernigerode erhobene Normenkontrollklage gegen die SGB II - Umsetzungsverordnung scheine auf der Arbeitsebene im MWA zu einer „Trotzhaltung“ zu führen. Eine offizielle Antwort des MWA zur letzten Stellungnahme der Geschäftsstelle vom 06. Juli 2007 (wird als Tischvorlage verteilt) stehe aber noch aus. 
Ausdrücklich weist stellv. GF Struckmeier auf die Problematik der fehlerhaften Sozialhilfestatistik 2004 hin, die gleichwohl Eingang in die Berechnung der Bundesbeteiligung an den KdU gefunden habe und auch die Analyse der Auswirkungen der 
SGB II-Einführung verfälsche. Er regt an, dass sich die betroffenen Landkreise offiziell an das Statistische Landesamt und das MWA wenden und unter Nennung der tatsächlichen Daten sowie der Ursachen der fehlerhaften Datenlieferung eine Korrektur einfordern. Es werde zwar nicht gelingen, die offizielle Sozialhilfestatistik 2004 nachträglich zu korrigieren, jedoch könne über diesen Weg das MWA bewegt werden, seine Datenbasis entsprechend anzupassen. 
TOP 10


Verschiedenes
Stv. GF Struckmeier teilt mit, dass das MS die Geschäftsstelle zu einer Besprechung zur Thematik der Zusammenlegung der Leitstellen am 10. September 2007 eingeladen habe. 

Mehrere Landräte weisen darauf hin, dass derzeit in den fusionierten Landkreisen Leitstellen zusammengelegt werden. Angesichts des vergleichsweise geringen Anteils der Leistellenkosten an den Gesamtkosten des Rettungsdienstes drücken mehrere Landräte ihr Unverständnis hinsichtlich des Drängens der Krankenkassen und der Aktivitäten des MS aus. 
LR Finzelberg weist auf einen aktuellen Presseartikel in der Welt hin, wonach sich die Einführung des BOS-Digitalfunkes nochmals um drei Jahre verschieben soll. Bevor über eine Zusammenführung der Leitstellen gesprochen werden könne, müssten zunächst die Rahmenbedingungen geklärt sein. Zudem sei fraglich, ob der von Bund und Ländern konzipierte BOS-Digitalfunk überhaupt technisch geeignet sei, den Anforderungen im Bereich der Feuerwehren und des Katastrophenschutzes hinreichend zu genügen. 

Es wird verabredet, dass die Geschäftsstelle im nächsten Landräteseminar über das Gespräch mit dem MS berichtet.

Struckmeier

Stellv. Geschäftsführer

Anlagen

